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Antrag Vereinbarungen Belegungs- und Mietpreisbindung - mittelbare Belegung BV 
Weinheimer Weg 19-23 und Daimlerstraße 6a 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lampertheim beschließt, dass der Antrag 
der Baugenossenschaft, Ersatzwohnungen im Rahmen der mittelbaren Belegungsrecht in 
der Größe der förderfähigen Wohnfläche bereitzustellen, abgelehnt wird und entspre-
chend der bestehenden städtischen Richtlinie die Ersatzwohnungen in der Größe der Ge-
samtwohnfläche bereitzustellen. 
 
Sachdarstellung: 
Am 08.12.2022 hat die Baugenossenschaft einen Antrag zur Anpassung der Vereinbarungen 
Belegungs- und Mietpreisbindung bei mittelbaren Belegungen gestellt. Dieser beinhaltet, dass 
bei der Vereinbarung der Daimlerstraße 6a und dem Weinheimer Weg 19-23 über die Begrün-
dung von Belegungs- und Mietpreisbindungen im Rahmen der mittelbaren Belegung unter dem 
Punkt 1.2 die Gesamtwohnfläche und nicht die förderfähige Fläche veranschlagt wurde.  
 
Diese jeweilige Gesamtwohnfläche entspricht aufgrund der Richtlinie des Landes Hessen zur 
sozialen Mietwohnraumförderung nicht der förderfähigen Wohnfläche. Die förderfähige Wohnflä-
che bedeutet, dass die Förderung des Landes Hessen, sowohl beim Landesdarlehen als auch 
bei dem Zuschussbetrag, nur die förderfähige Wohnfläche bezieht. 
 
Aufgrund der unterschiedlichen Bewertungen der Wohnfläche ergeben sich bei den beiden 
Wohnanlagen die nachfolgenden Ergebnisse: 
 
Daimlerstraße 6a - Wohnfläche 479,82 m² - förderfähige Wohnfläche 432 m² 
 
Weinheimer Weg 19-23 - Wohnfläche 662,53 m² - förderfähige Wohnfläche 504,00 m² 
 
Aus diesem Grund wird von der Baugenossenschaft beantragt, dass bei den oben genannten 
Vereinbarungen über die Belegungs- und Mietpreisbindungen die Wohnfläche der Ersatzwoh-
nungen gemäß der Richtlinie des Landes Hessen auf die förderfähige Wohnfläche geändert 
wird.  
 
Es ist jedoch so, dass die Genehmigung der Zuschussanträge der Baugenossenschaft gemäß 
der Richtlinie der Stadt Lampertheim zur Gewährung von Zuschüssen zum Neubau im Bereich 
bezahlbaren Wohnraum erfolgt ist. Bei der Genehmigung und Berechnung der Höhe der Zu-
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schüsse wird die Gesamtwohnfläche herangezogen. So auch in den Fällen der Daimlerstraße 
6a und dem Weinheimer Weg 19-23. Die städtische Richtlinie sieht eine Zuschussstaffelung 
nach Wohnungsgröße vor. Auf Grundlage der Gesamtwohnfläche wurde der Zuschuss gewährt, 
wodurch ein höherer Zuschussbetrag entstanden ist, als es bei der förderfähigen Wohnfläche 
der Fall gewesen wäre. Allein im Objekt Daimlerstraße hat die Baugenossenschaft 12.000 € 
mehr Förderung erhalten, als wenn die förderfähige Wohnfläche herangezogen worden wäre.  
 
Somit würde die Baugenossenschaft bei einer Genehmigung des Antrages doppelt profitieren, 
da zum einen eine höhere Fördersumme ausgezahlt wird und zum anderen die Baugenossen-
schaft Ersatzwohnungen nur für die Quadratmeterzahl der förderfähigen Wohnfläche des Lan-
des und nicht der Gesamtwohnfläche zur Verfügung stellen müsste.  
Außerdem sind die Zuschussanträge, wie bereits erwähnt, auf Grundlage der städtischen Richt-
linie und nicht auf der Landesrichtlinie genehmigt worden.  
 
Aus diesen Gründen sollte der oben genannte Beschluss gefasst und der Antrag abgelehnt wer-
den.  
 
Erstellt Gesehen freigegeben  

  

(Brechenser) 
Sachbearbeitung 

(Ruh) 
Fachbereichsleitung 

(Störmer) 
Bürgermeister 

 
 
 
Besondere Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche (§ 3 Kinderrechtesatzung):  
 
 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen zu Lasten des städtischen Haushalts: 
 
 
 

 
1.  Buchungsstelle   
  bereitgestellte Mittel  EUR 
  noch verfügbare Mittel  EUR 
2.  Nicht ausreichende verfügbare Mittel   

  
( ) 

Bei nicht ausreichenden verfügbaren Mitteln kann die Mittelde-
ckung durch Mehrerträge / Wenigeraufwendungen in Höhe von  
bei der Buchungsstelle                                                               
erfolgen. 

  
EUR 

 ( ) Die Mitteldeckung muss in Höhe von  
durch über- / außerplanmäßige Bewilligung gemäß Beschlussvor- 
schlag erfolgen 

 EUR 

3.  Investitionsmaßnahmen   
 ( ) Die bisherigen Auftragsvergaben bewegen sich im Rahmen des 

Kostenvoranschlages und es ist derzeit keine Überschreitung der 
Gesamtkosten erkennbar. 

  

 ( ) Die bisherigen Auftragsvergaben lassen erkennen, dass die ur-
sprünglich projektierten Mittel nicht ausreichend sein werden.  
Nach dem derzeitigen Stand werden sich die Gesamtkosten um 
erhöhen. 

  
 
EUR 

4.  Folgekosten   
 ( ) Die Maßnahme verursacht keine Folgekosten in kommenden   
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Haushaltsjahren 
 ( ) Die Maßnahme verursacht Folgekosten in kommenden Haushalts-

jahren, bestehend aus 
  

  Personalaufwendungen   EUR 
  Betriebs- und Unterhaltungsaufwendungen   EUR 
  Finanzierungsaufwendungen   EUR 
  Sonstige Aufwendungen  EUR 
5. ( ) Keine finanziellen Auswirkungen    
 
Die Begründung für die Entstehung der Folgekosten ist aus dem Vorlagentext zu entnehmen. 

 
 




